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In Sachen

Beklagten und Revisionsklägerin,

g e g e ni

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 6° Senat des Bundessozialgerichts am 26. Juni 1959

unter Mitwirkung des

Senatspräsidenten Prof° Dr° B o g s
als Vorsitzenden,

sowie der Bundesri0hter R i o h t e r

_und Dr. L a n g'k e i t

beschlossen:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozial-

gerichts Berlin vom 18° Januar 1957 wird als unzulässig ver—

wori‘en°

Die Beklagte hat der Klägerin die sußergerichtlichen Kosten

des Revieionsverfahrens zu erstatten°

G r ü n d e_i.....- ‚na—w...»..—

In dem angefochtenen Urteil ist die Revision nicht zugelassen.

Die Revision wäre deshalb nur statthaft, wenn ein wesentlicher
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Mangel des Verfahrens gerügt wäre (@ 162 Abs° 1 Nr‚ 2 des Sozial—

gerichthesetzes — SGG — )„

In dieser Hinsicht hat die Revision geltend gemacht, das Lan—

dessozialgericht (LSG°) habe im Tatbestand des angefochtenen
Urteils weder den rechtserheblichen Inhalt ihres Schrift—

satzes vom 12„ Januar 1957 wiedergegeben noch diesen Schrift—

satz in der Zusammenfassung der Schriftsätze am Ende des Tat—
bestends auch nur erwähnt" Der Auffassung der Beklagten, daß

hierdurch @ 128 oder @ 136 SGG verletzt seien, kann jedoch
nicht gefolgt werden° Zwar ist in der Rechtsprechung anerkannt,

daß es einen von Amts wegen zu berücksichtigenden Mangel des
Berufungsurteils darstellt, wenn dessen Tatbestand so wider—

spruchsvoll oder unklar oder unvollständig ist, daß er keine

sichere Grundlage für die Nachprüfung des Urteils bildet (RGZ.

Bd° 71 S„ 13]; vgl. auch Stein—Jonas—Schönke—Pohle, ZPO 18.

Aufl° Anm° IV 6 zu @ 515)„ Das gilt aber nur, wenn der Tatbe—

stand — einschließlich tatsächlicher Angaben in den Entschei—

dungsgrdnden — entweder in sich selbst widerspruchsvoll oder

unklar ist oder wenn er « als tatsächliche Grundlage der in

den Entscheidungsgrdnden angestellten Erwägungen — Lücken er—

kennen läßt (oem Brite Zone 3?(\Zivilsp Bd‚ 4 s' 22 [2'37L
Davon kann aber im vorliegenden Streitfall keine Rede sein.,

Keiner der angeführten Mängel, die zur Aufhebung des Urteils

nötigen würden, liegt hier vor; die Darstellung des Tatbe—

stands im angefochtenen Urteil ist in sich widerspruchsfr€i

und klar° Sie ist allenfalls unvollständig insofern, als sie

nicht den Inhalt des Schriftsatzes vom 12° Januar 1957 wieder«
gibt oder in Bezug nimmt° Eine Lückenhaftigkeit des Urteils—

tatbestands dieser Art kann nur auf dem Wege der Tatbestands—

berichtigung ($ 139 Abs° 1 SGG) — die von der Beklagten auch

beantragt, vom LSG„ aber abgelehnt werden ist — geltend gemacht

werden" Sie kann jedoch nicht im Revisionsverfehren gerügt

werden; denn änderenfalls würde das Institut der Tatbestands—
berichtiguhg seiner Bedeutung entkleidet und das Revisionsge«

richt mit ihm nicht zukommenden Aufgaben befaßt werden (OGH°

Brit., Zone f„ Zivils.. Bd. 4 22 1537).
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Auch die Rüge der ßeklagten, des LSG. habe den Anspruch auf

rechtliches Gehör (Art. 103 dbs. 1 GG, @‚62 SGG) verletzt so—

wie_gegen 5 124 SGG — Entscheidung auf Grund mündlicher Ver—

handlung - verstoßen, weil sein Urteil schon vor der münd—

lichen Verhandlung festgestenden habe, greift nicht durch. Die

Beklagte hat ihre ■ügedamit begründet, daßdas Lee, bereits
wenige Stunden nach Verkündung des Urteils am 18, Januar 1957

einer Presséagentuf eine Pressenotiz mit dem Datum "18‚12„1956"

übergeben und schon am 21° Januar 1957 das vollständige Ur;

teil vorgelegen habe. Auch wenn man die Richtigkeit dieser
Behäuptung unterstellt und im Sinne der Revision hieraus

schließt, daß im Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung vor dem

LSG„ bereits ein Urteileentwurf und eine entsprechende Presse—

notiz vorgelegen haben, so wird dadurch nicht die — das riéh—

terliche Verantwortungsbewußtsein der beteiligten Bérufsrioh—

ter auf stärkste berührende — Annahme der Revision gerecht—

fertigt, das LSG. nahe die mündliche Verhandlung "nur zu einer

Formelität herabgewurdigt"o Die angeführten Umstände würden

nur dafür sprechen, daß sich die beteiligten Berufsrichter be—

reits vor der mündlichen Verhandlung eingehend mit dem Pro—

zeßstoff auseinandergeeetzt und sich eine äeinung über den

voreuesichtlichen Ausgang des Berufungsverfahrens gebildet

hatten„ Dieser neinungsbildung — möglicherweise sogar in Ge—

stalt eines Urteileentwurfe
— liegt jedoch der Vorbehalt der‚

Vorläufigkeit zugrunde„ So wenig die Tatsache, daß ein Richter

zu einer für die Entscheidung des Rechtsstreits bedeutsamen

Rechtsfrage in einer wissenschaftlichen Veröffentlichung eine

bestimmte Auffassung geäußert hat, im allgemeinen die Besorg—

nis der Befangenheit rechtfertigt und einen Ablehnungsgrund dar—

stellt, so wenig ist regelmäßig die Befürchtung gerechtfertigt,

‚daß das Gericht sich auf Grund seiner vorläufigen deinungs—

bildüng‚ gelbst.we■R sie in einem Urteilsenthrf ihren inter-

nen Ausdruck gefunden hat, neuen Einsichten verschließen werdege

die sich insbesondere aus der mündlichen Verhandlung und der

Mitwirkung der ehrenamtlichen Beisitzer ergeben können° Wenn

nicht besondere Umstände anderer Art vorliegen, aus denen auf
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eine Einstellung des Gerichts, das Ergebnis der mündlichen

Verhandlung unbeachtet zu lassen, geschlossen werden müßte,

so kann jedenfalls mit den von der Revision vorgebrechten
Behauptungen nicht die Annahme begründet werden, das Gericht

sei zur Anhörung und Prüfung neuen Vorbringens seitens der

Beteiligten nicht bereit und versage ihnen dadurch das recht—

liche Gehör° Umstände, die für diese Annahme sprechen würden,

sind aber von der Revision nicht vorgetragen worden.

Da die Revision somit nicht stetthaft ist, ist sie nach
.

® 169 Petz 2 SGG als unzulässig zu verwerfen„

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 Abs„ 1 SGG„
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